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Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften nehme ich aus 

der Perspektive der politischen Bildung wie folgt Stellung: Der vorliegende Gesetzesentwurf 

ermöglicht eine stärkere Vereinbarkeit von Beruf, Familie und ehrenamtlichem Engagement. 

Die Möglichkeit hybrider Sitzungen stärkt die Partizipationsmöglichkeiten von größeren 

Teilen der Gesellschaft an kommunalpolitischen Entscheidungsprozessen. Die Änderungen 

sind geeignet, um mehr Menschen für kommunalpolitisches Engagement zu gewinnen. Aus 

der Sicht der politischen Bildung ist dieser Entwurf insofern zu begrüßen, solange 

datenschutzrechtliche Vorgaben Beachtung finden und die Durchführung geheimer 

Abstimmungen gewährleistet ist.  

Für weitere eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Christian Meyer-Heidemann 

DR. CHRISTIAN MEYER-HEIDEMANN 

Der Landesbeauftragte für politische Bildung Schleswig-Holstein 

Karolinenweg 1, 24105 Kiel 

Vorsitzender des Innen- und Rechtsausschusses des Schleswig-

Holsteinischen Landtages 

Herrn Jan Kürschner, MdL 

- per E-Mail an innenausschuss@landtag.ltsh.de -

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 

Mein Zeichen: LBpB 

Meine Nachricht vom:   

Bearbeiter/in: LBpB 6 

Telefon  (0431) 988-1646 

Telefax  (0431) 988-1648 

lpb@landtag.ltsh.de 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/4078

mailto:innenausschuss@landtag.ltsh.de
Textfeld




